
 
 

Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung der Rechtsanwaltsordnung 

§ 8a. (1) ... § 8a. (1) ... 

(2) Der Rechtsanwalt hat angemessene und geeignete Strategien und 
Verfahren zur Erfüllung der ihm im Rahmen der Bekämpfung von Geldwäscherei 
(§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) auferlegten 
Sorgfaltspflichten in Ansehung von Parteien, Verdachtsmeldungen, der 
Aufbewahrung von Aufzeichnungen, interner Kontrolle, Risikobewertung und 
Risikomanagement sowie zur Sicherstellung der Einhaltung der einschlägigen 
Vorschriften und der Kommunikation innerhalb seiner Kanzlei einzuführen und 
aufrechtzuerhalten, um Transaktionen, die mit Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) zusammenhängen, vorzubeugen und 
diese zu verhindern. Davon umfasst sind auch in einem angemessenen Verhältnis 
zu seiner konkreten Geschäftstätigkeit und Art und Größe seiner Kanzlei stehende 
Strategien, Kontrollen und Verfahren (einschließlich einer dahingehenden 
Mitarbeiterüberprüfung) zur wirksamen Minderung und Steuerung der auf 
Unionsebene, innerstaatlicher Ebene sowie bei sich selbst (Abs. 3) ermittelten 
Risiken von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB). Diese Maßnahmen haben bei Rechtsanwalts-Gesellschaften 
gegebenenfalls auch die Bestellung eines der Gesellschaft angehörenden 
Rechtsanwalts zum Compliance-Beauftragten für den Bereich der Verhinderung 
von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) zu 
umfassen. 

(2) Der Rechtsanwalt hat angemessene und geeignete Strategien und 
Verfahren zur Erfüllung der ihm im Rahmen der Bekämpfung von Geldwäscherei 
(§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) auferlegten 
Sorgfaltspflichten in Ansehung von Parteien, Verdachtsmeldungen, der 
Aufbewahrung von Aufzeichnungen, interner Kontrolle, Risikobewertung und 
Risikomanagement sowie zur Sicherstellung der Einhaltung der einschlägigen 
Vorschriften und der Kommunikation innerhalb seiner Kanzlei einzuführen und 
aufrechtzuerhalten, um Transaktionen, die mit Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) zusammenhängen, vorzubeugen und 
diese zu verhindern. Davon umfasst sind auch in einem angemessenen Verhältnis 
zu seiner konkreten Geschäftstätigkeit und Art und Größe seiner Kanzlei stehende 
Strategien, Kontrollen und Verfahren (einschließlich einer dahingehenden 
Mitarbeiterüberprüfung) zur wirksamen Minderung und Steuerung der auf 
Unionsebene, innerstaatlicher Ebene sowie bei sich selbst (Abs. 3) ermittelten 
Risiken von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB). Diese Maßnahmen haben bei Rechtsanwalts-Gesellschaften 
gegebenenfalls auch die Bestellung eines der Gesellschaft angehörenden 
Rechtsanwalts zum Compliance-Beauftragten für den Bereich der Verhinderung 
von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) zu 
umfassen. Die laufende Einhaltung der Strategien, Kontrollen und Verfahren ist 
zu überwachen, dies gegebenenfalls durch den bestellten Compliance-
Beauftragten; soweit erforderlich sind die getroffenen Maßnahmen zu verbessern. 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

 (5) Verfügt ein Rechtsanwalt über eine Kanzleiniederlassung, so hat er 
sowohl von der Hauptniederlassung (Kanzleisitz) als auch der 
Kanzleiniederlassung anzuwendende Strategien und Verfahren für die Zwecke 
der Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung, darunter 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Datenschutzstrategien sowie Strategien und Verfahren für den internen 
Informationsaustausch, einzurichten und aufrechtzuerhalten; Entsprechendes gilt 
für Zweig- oder Kanzleiniederlassungen einer Rechtsanwalts-Gesellschaft. Diese 
Strategien und Verfahren sind auf Ebene der Zweig- oder Kanzleiniederlassung 
in Mitgliedstaaten der Europäischen Union und Drittländern wirksam 
umzusetzen. 

 (6) Bei Zweig- oder Kanzleiniederlassungen in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union ist sicherzustellen, dass den im betreffenden 
Mitgliedstaat zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/849 verabschiedeten 
nationalen Rechtvorschriften Folge geleistet wird. Handelt es sich um eine 
Zweig- oder Kanzleiniederlassung in einem Drittland, dessen 
Mindestanforderungen an die Bekämpfung der Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung weniger streng als die dazu in diesem Bundesgesetz 
getroffenen Bestimmungen sind, so sind die Anforderungen dieses Bundesgesetzes 
anzuwenden, soweit das Recht des Drittlandes dies zulässt. 

 (7) Der Rechtsanwalt oder die Rechtsanwalts-Gesellschaft hat für den Fall, 
dass die Umsetzung der Strategien und Verfahren gemäß Abs. 5 nach dem Recht 
eines Drittlandes nicht zulässig ist, die Rechtsanwaltskammer zu informieren. 
Zudem ist sicherzustellen, dass von der Zweig- oder Kanzleiniederlassung in 
diesem Drittland zusätzliche Maßnahmen angewendet werden, um dem Risiko der 
Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung wirksam zu begegnen. Diese 
zusätzlichen Maßnahmen und deren Eignung sind im Rahmen der Aufsicht (§ 23 
Abs. 2) von der Rechtsanwaltskammer zu überprüfen; erforderlichenfalls hat die 
Rechtsanwaltskammer zusätzliche Aufsichtsmaßnahmen zu treffen, im Rahmen 
derer auch der Auftrag erteilt werden kann, dass im betreffenden Drittland keine 
Geschäfte und Transaktionen im Sinn des § 8a Abs. 1 vorgenommen werden 
dürfen oder entsprechende Geschäftsbeziehungen nicht eingegangen werden 
dürfen oder zu beenden sind. 

 (8) Ein Informationsaustausch, einschließlich personenbezogener Daten von 
Kunden, zwischen Haupt- und Zweig- oder Kanzleiniederlassung für die Zwecke 
der Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung ist zulässig; 
insbesondere können die Dokumente und Informationen, die für die Erfüllung der 
Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden erforderlich sind, und die mit einer 
Verdachtsmeldung übermittelten Informationen zwischen Haupt- und Zweig- oder 
Kanzleiniederlassung weitergegeben werden, um die Strategien und Verfahren 
gemäß Abs. 5 zu erfüllen. Eine Weitergabe ist nicht zulässig, wenn der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß 
§ 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) oder die zentrale Meldestelle eines 
anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines Drittlandes andere 
Anweisungen erteilt. 

§ 8b. (1) bis (11) ... § 8b. (1) bis (11) ... 

 (12) Die Anforderungen gemäß Abs. 10 und 11 können durch die Umsetzung 
von Strategien und Verfahren gemäß § 8a Abs. 5 erfüllt werden, soweit alle 
folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

  1. der Rechtsanwalt oder die Rechtsanwalts-Gesellschaft zieht 
Informationen einer eigenen Zweig- oder Kanzleiniederlassung heran; 

  2. die von der Zweig- oder Kanzleiniederlassung angewandten 
Sorgfaltspflichten, Aufbewahrungsvorschriften und Programme zur 
Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung stehen mit 
diesem Bundesgesetz, der Richtlinie (EU) 2015/849 oder gleichwertigen 
Vorschriften in Einklang; 

  3. die effektive Umsetzung der unter Z 2 genannten Anforderungen wird auf 
Ebene der Haupt-, Zweig- oder Kanzleiniederlassung von einer 
zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats oder des Drittlandes 
beaufsichtigt. 

 (13) Die Abs. 10 bis 12 gelten nicht in Fällen der Beiziehung einer nicht die 
Voraussetzungen an Dritte nach Abs. 10 erfüllenden externen Hilfskraft durch 
den Rechtsanwalt, bei denen die Hilfskraft aufgrund der mit ihr getroffenen 
vertraglichen Vereinbarung unmittelbar in die Organisation oder die internen 
Abläufe der Rechtsanwaltskanzlei eingebunden ist. 

§ 8c. (1) ... § 8c. (1) ... 

(1a) Von einer Verdachtsmeldung oder einer Meldung an den 
Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß 
§ 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) nach § 8b darf der Rechtsanwalt nur die 
zur Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zuständigen 
Behörden, die Rechtsanwaltskammer und die Strafverfolgungsbehörden in 
Kenntnis setzen (Verbot der Informationsweitergabe). Die Weitergabe dieser 
Information innerhalb der Rechtsanwaltskanzlei sowie gegebenenfalls der 
Rechtsanwalts-Gesellschaft ist zulässig. Das Verbot der Informationsweitergabe 
steht Bemühungen des Rechtsanwalts nicht entgegen, die Partei davon 

(1a) Von einer Verdachtsmeldung oder einer Meldung an den 
Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß 
§ 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) nach § 8b darf der Rechtsanwalt nur die 
zur Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zuständigen 
Behörden, die Rechtsanwaltskammer und die Strafverfolgungsbehörden in 
Kenntnis setzen, alle Vorgänge, die der Wahrnehmung der Verpflichtungen und 
Aufgaben nach Abs. 1 und 2 bis 4 dienen, sind gegenüber der Partei und 
sonstigen Dritten geheim zu halten (Verbot der Informationsweitergabe); in 
diesem Umfang bezieht sich das Verbot der Informationsweitergabe auch auf den 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
abzuhalten, eine rechtswidrige Handlung zu begehen. Ist die Partei auch 
Auftraggeber eines anderen Rechtsanwalts aus einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem Drittland, in dem der Richtlinie (EU) 2015/849 
gleichwertige Anforderungen sowie gleichwertige Verschwiegenheits- und 
Datenschutzpflichten gelten, oder ist ein solcher Rechtsanwalt sonst an der 
Transaktion der Partei beteiligt, so können Informationen, die sich auf diese 
Transaktion beziehen, zwischen den Rechtsanwälten weitergegeben werden. Die 
ausgetauschten Informationen dürfen jedoch ausschließlich zur Verhinderung der 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
verwendet werden. 

Zugang der Partei zu vom Rechtsanwalt verarbeiteten personenbezogenen Daten. 
Die Weitergabe dieser Information innerhalb der Rechtsanwaltskanzlei sowie 
gegebenenfalls der Rechtsanwalts-Gesellschaft ist zulässig. Das Verbot der 
Informationsweitergabe steht Bemühungen des Rechtsanwalts nicht entgegen, die 
Partei davon abzuhalten, eine rechtswidrige Handlung zu begehen. Ist die Partei 
auch Auftraggeber eines anderen Rechtsanwalts aus einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem Drittland, in dem der Richtlinie (EU) 2015/849 
gleichwertige Anforderungen sowie gleichwertige Verschwiegenheits- und 
Datenschutzpflichten gelten, oder ist ein solcher Rechtsanwalt sonst an der 
Transaktion der Partei beteiligt, so können Informationen, die sich auf diese 
Transaktion beziehen, zwischen den Rechtsanwälten weitergegeben werden. Die 
ausgetauschten Informationen dürfen jedoch ausschließlich zur Verhinderung der 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
verwendet werden. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

(4) Der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) hat die 
Anordnung nach Abs. 3 aufzuheben, sobald die Voraussetzungen für die 
Erlassung weggefallen sind oder die Staatsanwaltschaft erklärt, dass die 
Voraussetzungen für die Beschlagnahme nach § 115 Abs. 1 Z 3 StPO nicht 
bestehen. Die Anordnung tritt im Übrigen außer Kraft, 

(4) Der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) hat die 
Anordnung nach Abs. 3 aufzuheben, sobald die Voraussetzungen für die 
Erlassung weggefallen sind oder die Staatsanwaltschaft erklärt, dass die 
Voraussetzungen für die Beschlagnahme nach § 115 Abs. 1 Z 3 StPO nicht 
bestehen. Die Anordnung tritt im Übrigen außer Kraft, 

 1. ...  1. ... 

 2. sobald das Gericht über einen Antrag auf Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung nach § 144a StPO rechtskräftig entschieden hat. 

 2. sobald das Gericht über einen Antrag auf Beschlagnahme nach § 115 
StPO rechtskräftig entschieden hat. 

(5) ... (5) ... 

§ 9. (1) bis (3) ... § 9. (1) bis (3) ... 

(3a) Soweit dies das Recht des Rechtsanwalts auf Verschwiegenheit zur 
Sicherstellung des Schutzes der Partei oder der Rechte und Freiheiten anderer 
Personen oder der Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche erfordert, kann sich 
die betroffene Person nicht auf die Rechte der Art. 12 bis 22 und Art. 34 der 
Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 
Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1 (im Folgenden: DSGVO), sowie des § 1 DSG 
berufen. 

(4) Soweit dies das Recht des Rechtsanwalts auf Verschwiegenheit zur 
Sicherstellung des Schutzes der Partei oder der Rechte und Freiheiten anderer 
Personen oder der Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche erfordert, kann sich 
die betroffene Person nicht auf die Rechte der Art. 12 bis 22 und Art. 34 der 
Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 
Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1 (im Folgenden: DSGVO), sowie des § 1 DSG 
berufen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (5) Vor der Begründung einer Geschäftsbeziehung oder der Durchführung 
einer Transaktion hat der Rechtsanwalt einer neuen Partei die nach Art. 13 und 
14 DSGVO vorgeschriebenen Informationen zur Verfügung zu stellen. Diese 
Informationen haben bei den in § 8a Abs. 1 angeführten Geschäften insbesondere 
einen allgemeinen Hinweis zu den rechtlichen Pflichten des Rechtsanwalts gemäß 
diesem Bundesgesetz bei der Verarbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken 
der Verhinderung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zu enthalten. 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf der Grundlage dieses 
Bundesgesetzes zu Zwecken der Verhinderung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) 
und Terrorismusfinanzierung (§ 278 StGB) ist als Angelegenheit von öffentlichem 
Interesse gemäß der DSGVO anzusehen. 

(4) Bei Vorliegen eines der im § 8a Abs. 1 angeführten Geschäfte hat der 
Rechtsanwalt dem Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) auf 
Anfrage über alle ihm bekannten Umstände Auskunft zu erteilen, soweit dies zur 
Klärung eines gegen die Partei gerichteten Verdachts auf Geldwäscherei (§ 165 
StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) erforderlich ist. Diese 
Verpflichtung entfällt unter den in § 8c Abs. 1 zweiter Satz genannten 
Voraussetzungen. 

(6) Bei Vorliegen eines der im § 8a Abs. 1 angeführten Geschäfte hat der 
Rechtsanwalt dem Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) auf 
Anfrage über alle ihm bekannten Umstände Auskunft zu erteilen, soweit dies zur 
Klärung eines gegen die Partei gerichteten Verdachts auf Geldwäscherei (§ 165 
StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) erforderlich ist. Diese 
Verpflichtung entfällt unter den in § 8c Abs. 1 zweiter Satz genannten 
Voraussetzungen. Zur Erfüllung dieser Verpflichtung hat der Rechtsanwalt über 
Systeme zu verfügen, die es ihm ermöglichen, über sichere 
Kommunikationskanäle und auf eine Art und Weise, die die vertrauliche 
Behandlung der Anfragen sicherstellt, auf entsprechende Anfragen des 
Bundesministers für Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß 
§ 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) vollständig und rasch Auskunft 
insbesondere darüber zu geben, ob er mit bestimmten Personen in einer 
Geschäftsbeziehung steht oder während eines Zeitraums von fünf Jahren vor der 
Anfrage gestanden ist, sowie über die Art dieser Geschäftsbeziehung. 

(5) Die gutgläubige Mitteilung an den Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) gemäß §§ 8b und 8c gilt nicht als Verletzung der 
Verschwiegenheitspflicht sowie anderer vertraglicher oder durch Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften geregelter Bekanntmachungsbeschränkungen 
(Geheimhaltungspflichten) und zieht für den Rechtsanwalt keinerlei nachteilige 
Rechtsfolgen nach sich. 

(7) Die gutgläubige Mitteilung an den Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) gemäß §§ 8b und 8c gilt nicht als Verletzung der 
Verschwiegenheitspflicht sowie anderer vertraglicher oder durch Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften geregelter Bekanntmachungsbeschränkungen 
(Geheimhaltungspflichten) und zieht für den Rechtsanwalt keinerlei nachteilige 
Rechtsfolgen nach sich. 

 (8) Der Rechtsanwalt hat über angemessene und in einem angemessenen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verhältnis zu Art und Größe seiner Kanzlei stehende Verfahren zu verfügen, die 
es seinen Beschäftigten unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität 
ermöglicht, einen Verstoß gegen die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, die 
der Verhinderung oder der Bekämpfung der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder 
der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dienen, intern zu melden. 

 (9) Der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) hat den 
Rechtsanwälten Zugang zu aktuellen Informationen über Methoden der 
Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung und über Anhaltspunkte zu 
verschaffen, an denen sich verdächtige Transaktionen erkennen lassen. Ebenso 
hat er dafür zu sorgen, dass eine zeitgerechte Rückmeldung in Bezug auf die 
Wirksamkeit von Verdachtsmeldungen bei Geldwäscherei oder 
Terrorismusfinanzierung und die daraufhin getroffenen Maßnahmen erfolgt. 

§ 23. (1) ... § 23. (1) ... 

(2) Die Rechtsanwaltskammer hat innerhalb ihres Wirkungsbereiches die 
beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen Interessen der der 
Rechtsanwaltskammer angehörenden Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter 
wahrzunehmen, zu fördern und zu vertreten. Dabei obliegt der 
Rechtsanwaltskammer insbesondere auch die Wahrung der Ehre, des Ansehens 
und der Unabhängigkeit des Rechtsanwaltsstandes sowie die Wahrung der Rechte 
und die Überwachung der Pflichten ihrer Mitglieder, dies einschließlich jener 
Bestimmungen, die der Verhinderung oder Bekämpfung der Geldwäscherei 
(§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dienen. Im 
Rahmen der Aufsicht hat die Rechtsanwaltskammer die auf Unionsebene, 
innerstaatlicher Ebene und auf Ebene der Rechtsanwälte ermittelten Risiken von 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
besonders zu berücksichtigen. Stößt die Rechtsanwaltskammer bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben auf Tatsachen, die mit Geldwäscherei (§ 165 
StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) zusammenhängen, so gilt 
insoweit § 8c Abs. 1 sinngemäß. 

(2) Die Rechtsanwaltskammer hat innerhalb ihres Wirkungsbereiches die 
beruflichen, sozialen und wirtschaftlichen Interessen der der 
Rechtsanwaltskammer angehörenden Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter 
wahrzunehmen, zu fördern und zu vertreten. Dabei obliegt der 
Rechtsanwaltskammer insbesondere auch die Wahrung der Ehre, des Ansehens 
und der Unabhängigkeit des Rechtsanwaltsstandes sowie die Wahrung der Rechte 
und die Überwachung der Pflichten ihrer Mitglieder, dies einschließlich jener 
Bestimmungen, die der Verhinderung oder Bekämpfung der Geldwäscherei 
(§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dienen. Im 
Rahmen der Aufsicht, die gegebenenfalls auch Überprüfungshandlungen 
unmittelbar beim Rechtsanwalt umfasst, hat die Rechtsanwaltskammer die auf 
Unionsebene, innerstaatlicher Ebene und auf Ebene der Rechtsanwälte ermittelten 
Risiken von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB) besonders zu berücksichtigen und bei der Aufsicht in diesem Bereich nach 
einem risikobasierten Ansatz vorzugehen. Die Häufigkeit und Intensität von 
Aufsichtsmaßnahmen im Bereich der Verhinderung von Geldwäscherei (§ 165 
StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) hat sich insbesondere an 
diesen ermittelten Risiken sowie den Ergebnissen der auf risikobasierter Basis 
erfolgenden Einsichtnahme in die Risikobewertungen (§ 8a Abs. 4) der 
Rechtsanwälte und der Bewertung der von diesen nach § 8a Abs. 2 getroffenen 
Maßnahmen (Risikoprofil) durch die Rechtsanwaltskammer zu orientieren; diese 
Umstände sind in regelmäßigen Abständen sowie immer dann neu zu bewerten, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wenn die Rechtsanwaltskammer Kenntnis von wesentlichen Änderungen in der 
Geschäftstätigkeit oder -struktur eines Rechtsanwalts erlangt. Die 
Rechtsanwaltskammer hat dabei den den Rechtsanwälten zustehenden 
Ermessensspielräumen Rechnung zu tragen. Stößt die Rechtsanwaltskammer bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben auf Tatsachen, die mit Geldwäscherei (§ 165 
StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) zusammenhängen, so gilt 
insoweit § 8c Abs. 1 sinngemäß, ferner ist das Vorliegen der Voraussetzungen für 
ein Vorgehen nach § 78 Abs. 1 StPO zu prüfen. Einem Auskunftsersuchen des 
Bundesministers für Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß 
§ 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz), das der Klärung eines Verdachts auf 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dient, 
ist in sinngemäßer Anwendung des § 9 Abs. 6 zu entsprechen. Die 
Rechtsanwaltskammer ist ihrerseits berechtigt, Ersuchen um Auskunft in 
Belangen der Geldwäscherei, damit im Zusammenhang stehender Vortaten oder 
der Terrorismusfinanzierung an den Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) zu stellen. Über die Verwendung der aufgrund eines 
solchen Ersuchens zur Verfügung gestellten Informationen und über die 
Ergebnisse der auf der Grundlage der bereitgestellten Informationen getroffenen 
Maßnahmen hat die Rechtsanwaltskammer dem Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) eine Rückmeldung zu geben. 

(2a) bis (6) ... (2a) bis (6) ... 

§ 36. (1) Dem Österreichischen Rechtsanwaltskammertag obliegen 
besonders 

§ 36. (1) Dem Österreichischen Rechtsanwaltskammertag obliegen 
besonders 

 1. bis 8. ...  1. bis 8. ... 

 9. die Führung eines „Testamentsregisters der österreichischen 
Rechtsanwälte“ für die Registrierung von letztwilligen Verfügungen und 
ihres Verwahrungsorts durch einen Rechtsanwalt und die Regelung der 
Voraussetzungen für die Registrierung auf Verlangen der Partei sowie 
den Zugang und die Löschung von registrierten Daten einschließlich der 
Festlegung der zur Deckung des damit verbundenen Aufwands 
notwendigen Gebühren. 

 9. die Führung eines „Testamentsregisters der österreichischen 
Rechtsanwälte“ für die Registrierung von letztwilligen Verfügungen und 
ihres Verwahrungsorts durch einen Rechtsanwalt und die Regelung der 
Voraussetzungen für die Registrierung auf Verlangen der Partei sowie 
den Zugang und die Löschung von registrierten Daten einschließlich der 
Festlegung der zur Deckung des damit verbundenen Aufwands 
notwendigen Gebühren; 

  10. die Zusammenarbeit und Koordinierung mit allen mit Aufgaben der 
Verhinderung und Bekämpfung von Geldwäscherei oder 
Terrorismusfinanzierung befassten Stellen und Einrichtungen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(1a) bis (6) ... (1a) bis (6) ... 

§ 45a. Für die Bestellung eines Rechtsanwalts im Rahmen der 
Verfahrenshilfe vor den Verwaltungsgerichten gilt § 45 sinngemäß. 

§ 45a. Für die Bestellung eines Rechtsanwalts im Rahmen der 
Verfahrenshilfe vor den Verwaltungsbehörden und den Verwaltungsgerichten gilt 
§ 45 sinngemäß. 

X. Abschnitt X. Abschnitt 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Jänner 2016 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Jänner 2016 

§ 60. (1) bis (11) ... § 60. (1) bis (11) ... 

 (12) § 8a Abs. 2 und 5 bis 8, § 8b Abs. 12 und 13, § 8c Abs. 1a und 4 Z 2, § 9 
Abs. 3a bis 9, § 23 Abs. 2, § 36 Abs. 1 Z 9 und 10 sowie § 45a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 treten mit 1. August 2019 in Kraft. 

Artikel 2 

Änderung der Notariatsordnung 

§ 36a. (1) ... § 36a. (1) ... 

(2) Der Notar hat angemessene und geeignete Strategien und Verfahren zur 
Erfüllung der ihm im Rahmen der Bekämpfung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) 
und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) auferlegten Sorgfaltspflichten in 
Ansehung von Parteien, Verdachtsmeldungen, der Aufbewahrung von 
Aufzeichnungen, interner Kontrolle, Risikobewertung und Risikomanagement 
sowie zur Sicherstellung der Einhaltung der einschlägigen Vorschriften und der 
Kommunikation innerhalb seiner Kanzlei einzuführen und aufrechtzuerhalten, um 
Transaktionen, die mit Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) zusammenhängen, vorzubeugen und 
diese zu verhindern. Davon umfasst sind auch in einem angemessenen Verhältnis 
zu seiner konkreten Geschäftstätigkeit und Art und Größe seiner Kanzlei stehende 
Strategien, Kontrollen und Verfahren (einschließlich einer dahingehenden 
Mitarbeiterüberprüfung) zur wirksamen Minderung und Steuerung der auf 
Unionsebene, innerstaatlicher Ebene sowie bei sich selbst (Abs. 3) ermittelten 
Risiken von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB). 

(2) Der Notar hat angemessene und geeignete Strategien und Verfahren zur 
Erfüllung der ihm im Rahmen der Bekämpfung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) 
und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) auferlegten Sorgfaltspflichten in 
Ansehung von Parteien, Verdachtsmeldungen, der Aufbewahrung von 
Aufzeichnungen, interner Kontrolle, Risikobewertung und Risikomanagement 
sowie zur Sicherstellung der Einhaltung der einschlägigen Vorschriften und der 
Kommunikation innerhalb seiner Kanzlei einzuführen und aufrechtzuerhalten, um 
Transaktionen, die mit Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) zusammenhängen, vorzubeugen und 
diese zu verhindern. Davon umfasst sind auch in einem angemessenen Verhältnis 
zu seiner konkreten Geschäftstätigkeit und Art und Größe seiner Kanzlei stehende 
Strategien, Kontrollen und Verfahren (einschließlich einer dahingehenden 
Mitarbeiterüberprüfung) zur wirksamen Minderung und Steuerung der auf 
Unionsebene, innerstaatlicher Ebene sowie bei sich selbst (Abs. 3) ermittelten 
Risiken von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB). Die laufende Einhaltung der Strategien, Kontrollen und Verfahren ist zu 
überwachen; soweit erforderlich sind die getroffenen Maßnahmen zu verbessern. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

§ 36b. (1) bis (11) ... § 36b. (1) bis (11) ... 

 (12) Die Abs. 10 und 11 gelten nicht in Fällen der Beiziehung einer nicht die 
Voraussetzungen an Dritte nach Abs. 10 erfüllenden externen Hilfskraft durch 
den Notar, bei denen die Hilfskraft aufgrund der mit ihr getroffenen vertraglichen 
Vereinbarung unmittelbar in die Organisation oder die internen Abläufe der 
Notariatskanzlei eingebunden ist. 

§ 36c. (1) ... § 36c. (1) ... 

(1a) Von einer Verdachtsmeldung oder einer Meldung an den 
Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß 
§ 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) nach § 36b darf der Notar nur die zur 
Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zuständigen 
Behörden, die Notariatskammer und die Strafverfolgungsbehörden in Kenntnis 
setzen (Verbot der Informationsweitergabe). Die Weitergabe dieser Information 
innerhalb der Kanzlei sowie gegebenenfalls der Notar-Partnerschaft ist zulässig. 
Das Verbot der Informationsweitergabe steht Bemühungen des Notars nicht 
entgegen, die Partei davon abzuhalten, eine rechtswidrige Handlung zu begehen. 
Ist die Partei auch Auftraggeber eines anderen Notars aus einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem Drittland, in dem der Richtlinie (EU) 2015/849 
gleichwertige Anforderungen sowie gleichwertige Verschwiegenheits- und 
Datenschutzpflichten gelten, oder ist ein solcher Notar sonst an der Transaktion 
der Partei beteiligt, so können Informationen, die sich auf diese Transaktion 
beziehen, zwischen den Notaren weitergegeben werden. Die ausgetauschten 
Informationen dürfen jedoch ausschließlich zur Verhinderung der Geldwäscherei 
(§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) verwendet werden. 

(1a) Von einer Verdachtsmeldung oder einer Meldung an den 
Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß 
§ 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) nach § 36b darf der Notar nur die zur 
Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zuständigen 
Behörden, die Notariatskammer und die Strafverfolgungsbehörden in Kenntnis 
setzen, alle Vorgänge, die der Wahrnehmung der Verpflichtungen und Aufgaben 
nach Abs. 1 und 2 bis 4 dienen, sind gegenüber der Partei und sonstigen Dritten 
geheim zu halten (Verbot der Informationsweitergabe); in diesem Umfang bezieht 
sich das Verbot der Informationsweitergabe auch auf den Zugang der Partei zu 
vom Notar verarbeiteten personenbezogenen Daten. Die Weitergabe dieser 
Information innerhalb der Kanzlei sowie gegebenenfalls der Notar-Partnerschaft 
ist zulässig. Das Verbot der Informationsweitergabe steht Bemühungen des 
Notars nicht entgegen, die Partei davon abzuhalten, eine rechtswidrige Handlung 
zu begehen. Ist die Partei auch Auftraggeber eines anderen Notars aus einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Drittland, in dem der Richtlinie 
(EU) 2015/849 gleichwertige Anforderungen sowie gleichwertige 
Verschwiegenheits- und Datenschutzpflichten gelten, oder ist ein solcher Notar 
sonst an der Transaktion der Partei beteiligt, so können Informationen, die sich 
auf diese Transaktion beziehen, zwischen den Notaren weitergegeben werden. 
Die ausgetauschten Informationen dürfen jedoch ausschließlich zur Verhinderung 
der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
verwendet werden. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

(4) Der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) hat die 
Anordnung nach Abs. 3 aufzuheben, sobald die Voraussetzungen für die 

(4) Der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) hat die 
Anordnung nach Abs. 3 aufzuheben, sobald die Voraussetzungen für die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Erlassung weggefallen sind oder die Staatsanwaltschaft erklärt, dass die 
Voraussetzungen für die Beschlagnahme nach § 115 Abs. 1 Z 3 StPO nicht 
bestehen. Die Anordnung tritt im Übrigen außer Kraft, 

Erlassung weggefallen sind oder die Staatsanwaltschaft erklärt, dass die 
Voraussetzungen für die Beschlagnahme nach § 115 Abs. 1 Z 3 StPO nicht 
bestehen. Die Anordnung tritt im Übrigen außer Kraft, 

 1. ...  1. ... 

 2. sobald das Gericht über einen Antrag auf Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung nach § 144a StPO rechtskräftig entschieden hat. 

 2. sobald das Gericht über einen Antrag auf Beschlagnahme nach § 115 
StPO rechtskräftig entschieden hat. 

(5) ... (5) ... 

§ 37. (1) bis (3) ... § 37. (1) bis (3) ... 

(3a) Soweit dies das Recht des Notars auf Verschwiegenheit zur 
Sicherstellung des Schutzes der Partei oder der Rechte und Freiheiten anderer 
Personen oder der Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche erfordert, kann sich 
die betroffene Person nicht auf die Rechte der Art. 12 bis 22 und Art. 34 der 
Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 
Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1 (im Folgenden: DSGVO), sowie des § 1 DSG 
berufen. 

(4) Soweit dies das Recht des Notars auf Verschwiegenheit zur 
Sicherstellung des Schutzes der Partei oder der Rechte und Freiheiten anderer 
Personen oder der Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche erfordert, kann sich 
die betroffene Person nicht auf die Rechte der Art. 12 bis 22 und Art. 34 der 
Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 
Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1 (im Folgenden: DSGVO), sowie des § 1 DSG 
berufen. 

 (5) Vor der Begründung einer Geschäftsbeziehung oder der Durchführung 
einer Transaktion hat der Notar einer neuen Partei die nach Art. 13 und 14 
DSGVO vorgeschriebenen Informationen zur Verfügung zu stellen. Diese 
Informationen haben bei den in § 36a Abs. 1 genannten Geschäften insbesondere 
einen allgemeinen Hinweis zu den rechtlichen Pflichten des Notars gemäß diesem 
Bundesgesetz bei der Verarbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken der 
Verhinderung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zu enthalten. Die 
Verarbeitung personenbezogener Daten auf der Grundlage dieses 
Bundesgesetzes zu Zwecken der Verhinderung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) 
und Terrorismusfinanzierung (§ 278 StGB) ist als Angelegenheit von öffentlichem 
Interesse gemäß der DSGVO anzusehen. 

(4) Bei Vorliegen eines der in § 36a Abs. 1 angeführten Geschäfte hat der 
Notar dem Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) auf 
Anfrage über alle ihm bekannten Umstände Auskunft zu erteilen, soweit dies zur 
Klärung eines gegen die Partei gerichteten Verdachts auf Geldwäscherei (§ 165 
StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) erforderlich ist. Diese 
Verpflichtung entfällt unter den im § 36c Abs. 1 zweiter Satz genannten 

(6) Bei Vorliegen eines der in § 36a Abs. 1 angeführten Geschäfte hat der 
Notar dem Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) auf 
Anfrage über alle ihm bekannten Umstände Auskunft zu erteilen, soweit dies zur 
Klärung eines gegen die Partei gerichteten Verdachts auf Geldwäscherei (§ 165 
StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) erforderlich ist. Diese 
Verpflichtung entfällt unter den im § 36c Abs. 1 zweiter Satz genannten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Voraussetzungen. Voraussetzungen. Zur Erfüllung dieser Verpflichtung hat der Notar über Systeme 

zu verfügen, die es ihm ermöglichen, über sichere Kommunikationskanäle und auf 
eine Art und Weise, die die vertrauliche Behandlung der Anfragen sicherstellt, 
auf entsprechende Anfragen des Bundesministers für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) vollständig und rasch Auskunft insbesondere darüber 
zu geben, ob er mit bestimmten Personen in einer Geschäftsbeziehung steht oder 
während eines Zeitraums von fünf Jahren vor der Anfrage gestanden ist, sowie 
über die Art dieser Geschäftsbeziehung. 

(5) Die gutgläubige Mitteilung an den Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) gemäß §§ 36b und 36c gilt nicht als Verletzung der 
Verschwiegenheitspflicht sowie anderer vertraglicher oder durch Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften geregelter Bekanntmachungsbeschränkungen 
(Geheimhaltungspflichten) und zieht für den Notar keinerlei nachteilige 
Rechtsfolgen nach sich. 

(7) Die gutgläubige Mitteilung an den Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) gemäß §§ 36b und 36c gilt nicht als Verletzung der 
Verschwiegenheitspflicht sowie anderer vertraglicher oder durch Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften geregelter Bekanntmachungsbeschränkungen 
(Geheimhaltungspflichten) und zieht für den Notar keinerlei nachteilige 
Rechtsfolgen nach sich. 

 (8) Der Notar hat über angemessene und in einem angemessenen Verhältnis 
zu Art und Größe seiner Kanzlei stehende Verfahren zu verfügen, die es seinen 
Beschäftigten unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität ermöglicht, einen 
Verstoß gegen die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, die der Verhinderung 
oder der Bekämpfung der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dienen, intern zu melden. 

 (9) Der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) hat den 
Notaren Zugang zu aktuellen Informationen über Methoden der Geldwäscherei 
und der Terrorismusfinanzierung und über Anhaltspunkte zu verschaffen, an 
denen sich verdächtige Transaktionen erkennen lassen. Ebenso hat er dafür zu 
sorgen, dass eine zeitgerechte Rückmeldung in Bezug auf die Wirksamkeit von 
Verdachtsmeldungen bei Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung und die 
daraufhin getroffenen Maßnahmen erfolgt. 

§ 140a. (1) ... § 140a. (1) ... 

(2) Zu ihrem Wirkungsbereich gehören besonders (2) Zu ihrem Wirkungsbereich gehören besonders 

 1. bis 11. ...  1. bis 11. ... 

 12. die Erlassung von Richtlinien für die Ausstellung und die Ausgabe der 
Ausweiskarten mit elektronischer Beurkundungssignatur und 

 12. die Erlassung von Richtlinien für die Ausstellung und die Ausgabe der 
Ausweiskarten mit elektronischer Beurkundungssignatur und 

633 der B
eilagen X

X
V

I. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

11 von 15

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
elektronischer Notarsignatur einschließlich der Höhe und der Art der 
notwendigen Gebühren sowie die Überwachung der 
Rückstellungspflichten in Ansehung der Ausweiskarten. 

elektronischer Notarsignatur einschließlich der Höhe und der Art der 
notwendigen Gebühren sowie die Überwachung der 
Rückstellungspflichten in Ansehung der Ausweiskarten; 

  13. die Zusammenarbeit und Koordinierung mit allen mit Aufgaben der 
Verhinderung und Bekämpfung von Geldwäscherei oder 
Terrorismusfinanzierung befassten Stellen und Einrichtungen. 

(3) ... (3) ... 

§ 154. (1) Die Notariatskammer ist verpflichtet, in die Akten, 
Geschäftsregister, Bücher, Verzeichnisse und Sammlungen (§§ 112 Abs. 4, 115 
und 116) der Notare ihres Sprengels zur Überprüfung ihrer Geschäftstätigkeit von 
Zeit zu Zeit Einsicht zu nehmen (Revision). Dabei ist auch zu überwachen, ob die 
Notare die Bestimmungen einhalten, die der Verhinderung oder der Bekämpfung 
der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB) dienen; die auf Unionsebene, innerstaatlicher Ebene und auf Ebene der 
Notare ermittelten Risiken von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) sind dabei besonders zu berücksichtigen. 
Die Revision ist durch Kollegiumsmitglieder durchzuführen, die Notare sind und 
von der Notariatskammer für drei Jahre bestellt werden; diese können jedoch zu 
ihrer Unterstützung eine geeignete fachkundige Person beiziehen, die entweder 
einer beruflichen Verschwiegenheitspflicht unterliegt oder die von der 
Notariatskammer hiezu bestellt wurde und sich gegenüber der Notariatskammer 
ausdrücklich zur Einhaltung der notwendigen Verschwiegenheit über die 
Revisionstätigkeit verpflichtet hat. 

§ 154. (1) Die Notariatskammer ist verpflichtet, in die Akten, 
Geschäftsregister, Bücher, Verzeichnisse und Sammlungen (§§ 112 Abs. 4, 115 
und 116) der Notare ihres Sprengels zur Überprüfung ihrer Geschäftstätigkeit von 
Zeit zu Zeit Einsicht zu nehmen (Revision). Dabei ist auch zu überwachen, ob die 
Notare die Bestimmungen einhalten, die der Verhinderung oder der Bekämpfung 
der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB) dienen; die auf Unionsebene, innerstaatlicher Ebene und auf Ebene der 
Notare ermittelten Risiken von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) sind dabei besonders zu berücksichtigen, 
bei der Aufsicht in diesem Bereich ist nach einem risikobasierten Ansatz 
vorzugehen. Die Häufigkeit und Intensität von Aufsichtsmaßnahmen im Bereich 
der Verhinderung von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung 
(§ 278d StGB) hat sich insbesondere an diesen ermittelten Risiken sowie den 
Ergebnissen der auf risikobasierter Basis erfolgenden Einsichtnahme in die 
Risikobewertungen (§ 36a Abs. 4) der Notare und der Bewertung der von diesen 
nach § 36a Abs. 2 getroffenen Maßnahmen (Risikoprofil) durch die 
Notariatskammer zu orientieren; diese Umstände sind in regelmäßigen 
Abständen sowie immer dann neu zu bewerten, wenn die Notariatskammer 
Kenntnis von wesentlichen Änderungen in der Geschäftstätigkeit oder -struktur 
eines Notars erlangt. Die Notariatskammer hat dabei den den Notaren 
zustehenden Ermessensspielräumen Rechnung zu tragen. Die Revision ist durch 
Kollegiumsmitglieder durchzuführen, die Notare sind und von der 
Notariatskammer für drei Jahre bestellt werden; diese können jedoch zu ihrer 
Unterstützung eine geeignete fachkundige Person beiziehen, die entweder einer 
beruflichen Verschwiegenheitspflicht unterliegt oder die von der 
Notariatskammer hiezu bestellt wurde und sich gegenüber der Notariatskammer 
ausdrücklich zur Einhaltung der notwendigen Verschwiegenheit über die 
Revisionstätigkeit verpflichtet hat. 

(1a) ... (1a) ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Fällt der Notariatskammer im Rahmen der Revision oder bei anderer 
Gelegenheit ein Mangel auf, hat sie den Notaren eine angemessene Erinnerung zu 
erteilen. Ist der Mangel auf eine Standespflichtverletzung zurückzuführen, so ist 
nach den §§ 155 ff vorzugehen. Stößt die Notariatskammer auf Tatsachen, die mit 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
zusammenhängen, so gilt insoweit auch § 36c Abs. 1. 

(2) Fällt der Notariatskammer im Rahmen der Revision oder bei anderer 
Gelegenheit ein Mangel auf, hat sie den Notaren eine angemessene Erinnerung zu 
erteilen. Ist der Mangel auf eine Standespflichtverletzung zurückzuführen, so ist 
nach den §§ 155 ff vorzugehen. Stößt die Notariatskammer auf Tatsachen, die mit 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
zusammenhängen, so gilt insoweit auch § 36c Abs. 1; ferner ist das Vorliegen der 
Voraussetzungen für ein Vorgehen nach § 78 Abs. 1 StPO zu prüfen. Einem 
Auskunftsersuchen des Bundesministers für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz), das der 
Klärung eines Verdachts auf Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dient, ist in sinngemäßer Anwendung des 
§ 37 Abs. 6 zu entsprechen. Die Notariatskammer ist ihrerseits berechtigt, 
Ersuchen um Auskunft in Belangen der Geldwäscherei, damit im Zusammenhang 
stehender Vortaten oder der Terrorismusfinanzierung an den Bundesminister für 
Inneres (Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) zu stellen. Über die Verwendung der aufgrund eines 
solchen Ersuchens zur Verfügung gestellten Informationen und über die 
Ergebnisse der auf der Grundlage der bereitgestellten Informationen getroffenen 
Maßnahmen hat die Notariatskammer dem Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) eine Rückmeldung zu geben. 

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 

Verfahren vor der Notariatskammer Verfahren vor der Notariatskammer 

§ 161. (1) bis (4) ... § 161. (1) bis (4) ... 

 (5) Zur Gewährleistung der Effektivität der in den Fällen eines Verstoßes 
gegen die Bestimmungen zu Verhinderung oder der Bekämpfung der 
Geldwäscherei oder der Terrorismusfinanzierung gesetzten Maßnahmen und 
verhängten Disziplinarstrafen hat die Notariatskammer mit anderen für diese 
Belange zuständigen inländischen Behörden bei der Wahrnehmung ihrer 
Befugnisse eng zusammenzuarbeiten, sofern dies mit den Besonderheiten des 
Berufs des Notars sowie der Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit (Art. 20 
Abs. 3 B-VG) vereinbar ist; unter denselben Voraussetzungen hat auch in Fällen 
mit grenzüberschreitendem Bezug tunlichst eine Koordinierung der Maßnahmen 
mit den im Ausland zuständigen Behörden zu erfolgen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

XIII. Hauptstück XIII. Hauptstück 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 2015 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 2015 

§ 189. (1) bis (10) ... § 189. (1) bis (10) ... 

 (11) § 36a Abs. 2, § 36b Abs. 12, § 36c Abs. 1a und 4 Z 2, § 37 Abs. 3a bis 9, 
§ 140a Abs. 2 Z 12 und 13, § 154 Abs. 1 und 2 sowie § 161 Abs. 5 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 treten mit 1. August 2019 in Kraft. 

Artikel 3 

Änderung des Disziplinarstatuts für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter 

§ 24. (1) ... § 24. (1) ... 

(2) Der Disziplinarrat und die Gerichte sowie die Verwaltungsbehörden sind 
zur wechselseitigen Hilfeleistung im Rahmen ihres gesetzmäßigen 
Wirkungsbereichs verpflichtet. 

(2) Der Disziplinarrat und die Gerichte sowie die Verwaltungsbehörden sind 
zur wechselseitigen Hilfeleistung im Rahmen ihres gesetzmäßigen 
Wirkungsbereichs verpflichtet. § 23 Abs. 2 siebenter bis neunter Satz RAO ist 
sinngemäß anzuwenden. Zur Gewährleistung der Effektivität der in den Fällen 
eines Verstoßes gegen die Bestimmungen zu Verhinderung oder der Bekämpfung 
der Geldwäscherei oder der Terrorismusfinanzierung gesetzten Maßnahmen und 
verhängten Disziplinarstrafen hat der Disziplinarrat mit anderen für diese 
Belange zuständigen inländischen Behörden bei der Wahrnehmung ihrer 
Befugnisse eng zusammenzuarbeiten, sofern dies mit den Besonderheiten des 
Berufs des Rechtsanwalts und dessen Unabhängigkeit sowie der Verpflichtung 
zur Amtsverschwiegenheit (Art. 20 Abs. 3 B-VG) vereinbar ist; unter denselben 
Voraussetzungen hat auch in grenzüberschreitenden Fällen tunlichst eine 
Koordinierung der Maßnahmen mit den im Ausland zuständigen Behörden zu 
erfolgen. 

Dreizehnter Abschnitt Dreizehnter Abschnitt 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Jänner 2017 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Jänner 2017 

§ 80. (1) bis (4) ... § 80. (1) bis (4) ... 

 (5) § 24 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 tritt 
mit 1. August 2019 in Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 4 

Änderung der Jurisdiktionsnorm 

Amortisierung von Urkunden Amortisierung von Urkunden 

§ 115. (1) bis (2) … § 115. (1) bis (2) … 

 (2a) Für die Amortisierung von Aktien, Pfandbriefen, 
Schuldverschreibungen, Dividenden- und Zinsscheinen (Coupons), 
Sparurkunden, Depotscheinen, Genussscheinen und ähnlichen für den Verkehr 
bestimmten Wertpapieren, die von Aktiengesellschaften, Kreditinstituten oder 
Versicherungsunternehmen ausgegeben wurden, ist der Gerichtshof erster 
Instanz zuständig, in dessen Sprengel sich der Sitz des Unternehmens befindet. 
Wurde das zu amortisierende Wertpapier von einer Zweigniederlassung 
selbständig ausgegeben, so kann der Antrag auch bei dem für den Ort der 
Zweigniederlassung zuständigen Gerichtshof erster Instanz gestellt werden. 

 (2b) Für die Amortisierung von Wertpapieren, die von anderen Personen 
ausgegeben wurden und die entweder auf Überbringer lauten oder denen auf 
Überbringer lautende Coupons beiliegen, ist der Gerichtshof erster Instanz 
zuständig, in dessen Sprengel der Ausstellungsort des Wertpapiers, bei mehreren 
Ausstellungsorten der erstgenannte, liegt. Dies gilt auch dann, wenn diese 
Wertpapiere nachträglich vinkuliert oder zu Namenspapieren gemacht wurden. 

(3) bis (4) … (3) bis (4) … 
 

633 der B
eilagen X

X
V

I. G
P - R

egierungsvorlage - T
extgegenüberstellung

15 von 15

w
w

w
.parlam

ent.gv.at




		2019-06-12T11:18:32+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




